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          Oktober 20007 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Blätter der Freien Grünen Liste Konstanz 
 
 
 
 
 
Spar- und Bauverein Konstanz (SBK): 
Austrasse – neue Richtung, neue Hoffnung 
 
Mit dem Straßenfest im September 2006 sollte die Öffentlichkeit auf die Situation in 
der Austraße aufmerksam gemacht werden, was wohl auch gelungen ist. Für die 
Bewohner aber war dieses Fest ein Beweis der Gemeinsamkeit und des Zusammen-
haltes und es wurde einstimmig beschlossen, wir werden jedes Jahr feiern. Am 3. 
Oktober nun das zweite Fest, ein Fest der Superlative. 
.:      - das Wetter wunderschön, 
.:      - Ralph Buser, seit Januar 07 Vorstand des SBK, kam mit Familie zum Fest 
         (eine freudige Überraschung nach jahrelanger Abstinenz der Führungskräfte) 
.:      - die Mitteilung, dass im SBK ein Umdenken stattgefunden hat: 
 
was heißt, das städtebauliche Bild der Strasse soll erhalten bleiben, am lebenslan-
gen Wohnrecht der Mitglieder wird nicht mehr gerüttelt und eine neu zusammenge-
stellte Projektgruppe, bestehend aus Vorstand und Aufsichtsräten wird darüber bera-
ten, die notwendigen Sanierungsarbeiten sensibel und bewohnerfreundlich durchzu-
führen. 
Das war Aufmerksamkeit pur, keiner wollte auch nur ein Wort dieser unglaublichen 
Zusagen verpassen. Nur ein paar Plops, verursacht durch die Steine die einigen Zu-
hörern vom Herzen fielen, unterbrachen die feierliche Stille. Danach schmeckte der 
Zwiebelkuchen, der Most und alles, was sonst noch gebacken und gebraut wurde 
einfach fantastisch.  
Manche konnte es trotzdem noch nicht fassen, sollte die Zeit der Zweifel, Sorgen und 
Kommunikationslosigkeit wirklich vorbei sein, kann sich der SKB uns Austräßler wie-
der leisten?  
Im Laufe meiner Bemühungen habe ich so viele Menschen kennen gelernt, Freunde 
gewonnen, Bestätigung gefunden, dass ich ganz egoistisch sagen kann, es hat auch 
mir viel gebracht.  Noch ist der Weg nicht ganz zu Ende, aber ich werde dranbleiben 
und bin sicher, das letzte Stück auch noch zu schaffen.  
Schlussendlich ist der bisherige Verlauf der Austraßengeschichte doch ein Beweis 
dafür, 
                                       “es lohnt sich zu kämpfen.“ 
 

Karin Göttlich 
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Grüner Strom aus Kohlekraftwerk? 
 
In letzter Zeit überraschen uns die Stadtwerke Konstanz aus allen Richtungen. 
Zunächst kündigen sie die Beteiligung an einer Kraftwerksgesellschaft der sued-
weststrom GmbH an, die ein Kohlekraftwerk in Brunsbüttel bauen möchte. Dann wol-
len sie uns zu ihrem hundertsten Geburtstag grünen Strom schenken. Wie passt das 
zusammen? 
Das wüsste ich auch gerne.  
Zunächst einmal muss man feststellen: Nicht überall wo Grün draufsteht ist auch 
Grün drin. Wenn die Stadtwerke für ihren Strom RECS (Renewable Energy Certifica-
te System) - Zertifikate kaufen, heißt das nichts anderes, als dass z.B. Importstrom 
aus alten Wasserkraftwerken nicht mehrfach verkauft wird. Mit diesen Zertifikaten ist 
keinerlei Förderung verbunden. Sie erhalten auch kein Gütesiegel „grüner Strom“ 
oder „ok power“. Damit ist der Strom auch nicht vergleichbar mit Schönau, Lichtblick 
oder energreen. Das RECS System wird von den üblichen Verdächtigen wie Vatten-
fall, Electrabel, eon & Co betrieben.  
Hermann Scheer sagte im Kontext des EEG dazu: „Zwar sind nicht unbedingt alle, 
die sich für den Zertifikatehandel aussprechen, gegen erneuerbare Energien - aber 
alle, die die Einführung erneuerbarer Energien bremsen oder verhindern wollen, sind 
für einen Zertifikatehandel.“ 
Dieser Zertifikatehandel würde nur dann Sinn machen, wenn die Konzerne hohe 
Quoten an regenerativ erzeugten Strom einspeisen müssten. Dann würden sie inves-
tieren oder hohe Preise für Zertifikate bezahlen. Wenn die Stadtwerke Konstanz zu 
dieser Verknappung beitragen, sind sie schon auf dem richtigen Weg. Zumindest 
solange die Norweger und Spanier nicht wissen, dass ihre Wasserkraftwerke ihre 
Zertifikate uns verkaufen, da sie keine Stromkennzeichnungspflicht haben, die Nor-
weger virtuell also unseren Atomstrom kriegen, obwohl sie keine Kernkraftwerke ha-
ben.  
 
Wie passt nun das Kohlekraftwerk dazu? Gar nicht. Es sei denn man hofft mit billi-
gem Kohlestrom teuren Pseudoökostrom zu refinanzieren. Dabei haben auch Kohle-
kraftwerke keine guten Aussichten. 
Wenn es jetzt schon Lieferengpässe bei Stahl, Turbinen und Generatoren gibt, so 
wird sich das in Zukunft fortsetzen mit Förder- und Transportschwierigkeiten bei Koh-
le. Wenn das Kraftwerk nicht vor 2012 gebaut wird, muss es CO² - Zertifikate auf 
dem Markt kaufen. Insofern beschleunigt der eigentlich erwünschte Emissionshandel 
Investitionen in die Kohlewirtschaft. Eigentlich müssten die Konzerne in Braunkohle 
investieren, haben aber doch zu große Angst vor der Verteuerung der Zertifikate. Wir 
wollen hoffen, dass sie möglichst teuer werden. Zudem erhöhen sich die Investitions-
kosten für jedes installierte Kilowatt ständig. Bremen, Köln, Bielefeld und München 
haben aus ökonomischen (!) Gründen ihre Kraftwerkspläne bereits begraben.  
In Konstanz, Tübingen und Ettlingen (sowie vielen anderen Städten) sind sie noch 
nicht begraben, dafür sterben sie langsam. Nachdem der Gemeinderat am 28.06.07 
nichtöffentlich dem Beitritt zur Beteiligungsgesellschaft zugestimmt hat, wollte Günter 
Beyer-Köhler im letzten Gemeinderat wenigstens den Antrag stellen, dass man in 
einem Beschluss konkretisiert, woran sich die Stadtwerke Konstanz beteiligen und 
woran nicht. So wie es Ettlingen auch gemacht hat. Sie sind an der Kraftwerksgesell-
schaft der südweststrom beteiligt, werden sich aber in der Gesellschafterversamm-
lung gegen ein Kohlekraftwerk aussprechen.  
Leider erklärte der Herr Oberbürgermeister, mit seinem Justiziar bewaffnet, dass die-
ser Antrag bei diesem Tagesordnungspunkt nicht zulässig sei. Es ging schließlich um 
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Klimaschutz. Der hat ja nichts mit Kohlekraftwerken zu tun. Außerdem sei über die 
Beteiligung schon abgestimmt und der Antrag könne erst ein halbes Jahr später ge-
stellt werden. Zudem stünde auch im nächsten halben Jahr keine Entscheidung an. 
Darüber waren im Rat wohl alle froh, denn niemand  bezog dazu Stellung! Dafür strit-
ten sie sich herzhaft darüber, wer mit dem Auto zur Sitzung fährt.  
Wenn man schon an fossilen Energieträgern festhalten möchte, wäre mindestens die 
Kraft-Wärme-Kopplung notwendig. Damit wenigstens nicht die Elbe, sondern Woh-
nungen geheizt werden. In eine ähnliche Richtung wird Tübingen gehen wollen. Der 
grüne Oberbürgermeister Boris Palmer erbte diese Beteiligung von der SPD und ver-
sucht jetzt da raus zu kommen. Unter dem Druck der Klimadiskussion werden auch 
noch andere Kommunen ihre Beteiligung überdenken. Wenn die Mehrheit der Ge-
sellschafter für ein Kohlekraftwerk stimmt, kann Konstanz aussteigen (240.000 € ver-
schenkt) oder sich in Millionenhöhe einen Anteil am Kraftwerk kaufen. Diesen Strom-
anteil werden die Stadtwerke dann abnehmen müssen, auch wenn in 15 Jahren er-
neuerbare Energien billiger sein werden als Kohlestrom. 
 
Wer näheres dazu wissen möchte oder weiteres weiß:   Christoph Krüßmann 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klaus Töpfer 
 
Da hinzugehen hätte sich gelohnt! 
Im oberen Konzilsaal konnte man hören, wie Klaus Töpfer unsere Welt im Zeichen 
des Klimawandels sieht. Der unter Helmut Kohl weggelobte Umweltminister hat acht 
Jahre lang in Nairobi das Umweltprogramm der Vereinten Nationen geleitet. Das 
merkt man. Locker ,und mit vielen Details untermauert, stellte Töpfer dar, wie die Er-
de in die gegenwärtige fatale Situation geraten ist. Mit der Eindämmung von Treib-
hausgasen durch die alternativen Energien, Energieeinsparung und besserer Effi-
zienz der eingesetzten Energien kann man nichts falsch machen. Aber weltweit geht 
es um gerechtere Verteilung und Nutzung der Ressourcen, bessere Chancen für die 
Schwellen- und Entwicklungsländer. 
Töpfers Vortrag war eine Veranstaltung des katholischen Bildungswerkes. Der Saal 
war nur zu einem Drittel gefüllt. Außer dem Oberbürgermeister war weder schwarze, 
rote, gelbe noch grüne Repräsentanz vertreten. Auch die Universität war offenbar 
abwesend. Schade, wie gesagt, es hätte sich gelohnt, hinzugehen. 
 

Manfred Heier 
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Villa Remy- nur eine Fledermausdiskussion? 
Am 18.10.2005 hat der TUA eine Bauvoranfrage nach § 34 BbauG für zwei Baukör-
per auf dem Seegrundstück zwischen der Rosenau und der Bodenseetherme abge-
lehnt. Begründung: Die vorhandenen Baumgruppen im Remy- Park wurden „zu we-
nig berücksichtigt“. Am 27.10.05 beschloss der Gemeinderat auf Antrag unserer 
Fraktion einen „Bebauungsplan Alpsteinweg“ aufzustellen, um das Gesamtgebiet aus 
städtebaulicher und ökologischer Sicht zu überplanen. Dabei sollen sich die Fehler 
der Seestraße- eine Genehmigung nach § 34 BbauG (Einzelfallentscheidung)- nicht 
wiederholen. 
Überraschend wurde jedoch im Oktober ´06 ein Wettbewerb von der Verwaltung und 
dem Investor durchgeführt, dessen Ergebnis am 07.02.2007 als Information dem 
TUA vorgestellt wurde. Gleichzeitig sollte nach dem Willen des Baurechtsamtes das 
Baugesuch wieder nach § 34 BbauG genehmigt werden. 
Wo blieb das vom Gemeinderat beschlossene Bebauungsplanverfahren? 
Am 28.08.07 wartete der SÜDKURIER mit einer Überraschung auf: Dem Gemeinde-
rat wurde bisher ein ökologisches Gutachten vom Dezember `06 zum B-Plan vorent-
halten: 

· ein Umweltbericht zum B-Plan mit integriertem Grünordnungsplan 
· eine faunistische Untersuchung im Rahmen des B- Plan Alpsteinweg. 

Beide Bestandsanalysen kommen zu dem gravierenden Ergebnis, dass ein baulicher 
Eingriff an dieser Stelle mit erheblichen, teils vernichtenden Folgen für Flora und 
Fauna verbunden ist- und daher vermieden werden sollte. 
Der TUA hat jetzt, am 18. Oktober, den Garaus für diesen Teil des Remy- Parks 
praktisch beschlossen, indem er den Geltungsbereich des beschlossenen B- Plans 
für dieses Gebiet abgelehnt hat. Nach meiner Ansicht kann dies nur der Gemeinderat 
beschließen. Jetzt wird wieder nach § 34 BbauG genehmigt, was der Gemeinderat ja 
ursprünglich verhindern wollte. 
Durch diese Entscheidung wird u.a. das Lebensgebiet nach dem Umweltbericht von 
38 Vogelarten eingeschränkt, vielleicht sogar vernichtet, z.B. Gelbspötter, Grau-
schnäpper, Mönchsgrasmücke, Mäusebussard, Schwarzmilan, Sperber, Grünspecht, 
Eichelhäher, Turmfalke, ebenso neun Fledermausarten, die alle streng geschützt 
sind. 
Ferner müssen im ökologisch wertvollsten Teil des Villa Remy- Parkes jetzt neun 
Bäume „sterben“, die unter die Baumschutzsatzung fallen, wobei zwei Bäume (Ulme 
und Buche) als sehr erhaltenswert gelten. 
Ökologie und Ökonomie waren unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit auf dem 
Prüfstand. Entschieden haben sich Verwaltung und die Mehrheit des TUA (7:6) ge-
gen SPD und FGL für die Ökonomie (6 Wohneinheiten im 3- geschossigen Block). 
Der 18. Oktobe r- ein trauriger Tag für Naturfreunde und vor allem für die Flora und 
Fauna im Konstanzer Trichter! 
 

Peter Müller-Neff 
 
Haidelmoos- 
Ein Musterbeispiel, wie gut gemeinte Pogramme im Ko nkreten 
scheitern können 
Es ist richtig und leuchtet ein, dass das knappe Gut Landschaft nicht hemmungslos 
zugebaut werden soll. Deshalb ist der Begriff „ innerstädtische Verdichtung“ inzwi-
schen Allgemeingut. 
Da einige Bauwünsche im Konstanzer Haidelmoos bei der Stadtverwaltung einge-
gangen waren, wurde dieses Siedlungsgebiet daraufhin untersucht, wie man hier 
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„verträglich“ verdichten und gleichzeitig baulichen Wildwuchs per Bebauungsplan 
eindämmen könnte. Die meisten infrage kommenden Grundstücke sind mit Häusern 
aus der unmittelbaren Vor- und Nachkriegszeit bebaut und meist von bescheidener 
Größe und oft nicht mehr zeitgemäßem Ausbaustandard. Die Grundstücke mit 600 
bis 700 qm waren dagegen für kriegsbedingte Selbstversorgung ausgelegt. Sie bie-
ten sich heute für einen Zubau an. 
Aber da beginnen nun die Probleme. Der Planentwurf sieht für die meisten Parzellen 
eine Querteilung und einen Neubau vor, der in bescheidenem Maße noch Grünfläche 
erhält. Aber dafür erntete die Stadtverwaltung in mehreren Bürgerversammlungen 
fast nur wütende Proteste.  
Ein Bebauungsplan soll in der Regel nur die Bebauungsmöglichkeiten darstellen, die 
Umsetzung ist eine andere Sache. 
Die Liegenschaftsverwaltung geht jedoch sehr handfest an die Sache ran. So würden 
Käufer der bisherigen Erbpachtgrundstücke zum Bau verpflichtet. Das erzeugt natür-
lich Unmut. Zudem ist die Interessenlage in diesem Gebiet äußerst unterschiedlich. 
Da gibt es z.B. Hausbesitzer, die wegen drohender Erbpachterhöhung befürchten, ihr 
Häuschen nicht mehr halten zu können und deshalb in einer Parzellenteilung einen 
Ausweg sehen. Andere haben das Grundstück schon teilen lassen und warten auf 
eine Entscheidung, manche Flächen sind schon spekulativ gekauft worden. Die 
meisten Bewohner wollen aber ihre gewohnte grüne Umgebung erhalten wissen, 
fürchten gar ein Verkehrschaos und den totalen Grünverlust, nicht zuletzt wegen der 
notwendigen Stellplätze auf den Grundstücken. Bei Parzellengrößen von 600- 650 
qm bliebe bei zwei zusätzlichen Garagen, Carports oder Stellplätzen in der Tat nicht 
viel mehr als symbolisches Grün übrig. 
„Verträgliche Verdichtung“- dafür gibt es leider keinen rechten Maßstab. Wer ins Hai-
delmoos zieht oder dort schon lange wohnt, hat eben andere Vorstellungen von Le-
bensqualität als ein Bewohner etwa der Niederburg. Für Gemeinderat und Verwal-
tung erweist sich das idyllische Haidelmoos als harte Nuss. 
 

Manfred Heier 
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Nachverdichten ? 
 
Immer mehr Beton und Stein und immer weniger Grün. Sollte man nicht einfach mal 
innehalten und überlegen, brauchen wir diese Art der Wohnraumbeschaffung so 
dringend, dass die Betroffenen Vorgehensweisen und Planungen in Kauf nehmen 
müssen, die oft auf Unverständnis stoßen und meist auch als Ungerechtigkeiten 
empfunden werden. Müssen Anlagen und Siedlungen wirklich so ausgequetscht 
werden, dass die Pflege für das übriggebliebene Grün keinen Rasenmäher mehr er-
forderlich macht, dass Kinder nach 4 maligem Hüpfen auf dem Nachbargrundstück 
landen, dass der Blick beim Frühstück nicht mehr den eigenen Garten trifft, der liegt 
nämlich unter dem Balkon verborgen, sondern den Nachbarn. Mehr Bewohner erfor-
dern auch mehr und breitere Straßen. Machen dann die schönen Feierabendspa-
ziergänge durch unsere Siedlungsgebiete noch Spaß, werden wir diesen Aktionen in 
einigen Jahren nicht mit Kopfschütteln und Bedauern gegenüberstehen?  
Wie sieht der Wohnungsmarkt wirklich aus? Ist es nicht so, dass im hohen Komfort-
bereich, wenn die nötigen Mittel vorhanden sind, auch entsprechende Objekte zur 
Auswahl stehen. Bei den mittleren Einkommensstufen muss bei der Suche sicher 
etwas Kompromissbereitschaft mitgebracht werden, aber das Angebot lässt doch 
noch einige Möglichkeiten der Wahl. Allein die vielen Neubaugebiete z.B. Schiller-
straße, Petershauser Bahngelände, Litzelstetterstraße  (man kann sich sogar erlau-
ben, die Bebauung des Hafner in Reserve zu behalten) bieten doch eine große Aus-
wahl. Vielleicht sieht der Markt nach Belegung dieser Gebiete recht entspannt aus? 
 Die wirklichen Verlierer bei diesen Abriss- und Nachverdichtungsaktionen sind doch 
die, deren einziger Wohnkomfort heißt – „ein warmes Dach über dem Kopf „ zu ha-
ben. Und eben diesen Menschen zu vermitteln, dass ihre Komfortansprüche nicht 
mehr up to date sind, dass ihnen für wenige Euro mehr, ein „zeitgerechtes“ Wohnen 
ermöglicht werden soll, kann von den Angesprochenen nicht verstanden und auch 
nicht bezahlt werden. Immer mehr Wohnraum für die Alleinerziehenden, Minirentner, 
Hartz IV-Empfänger und und und. fallen der Unrentabilitätsrechnung zum Opfer. 
Kann sich Konstanz diesen Teil unserer Bevölkerung nicht mehr leisten? Immer stär-
ker habe ich dabei den Eindruck eines „dejá vu“. Sehr gut kann ich mich noch an die 
Holzbaracken im Weiherhof erinnern. Hier wurden die Familien angesiedelt, die ge-
zwungen und bereit waren, ohne Komfort zu leben. Der einzige Luxus dieser Famili-
en waren viele Kinder - paradox - ein Luxus, an dem unser Staat heute krankt. 
 

Karin Göttlich 
 
 
 
Müllgebühren 
 
In Konstanz werden die Müllgebühren nach dem sogenannten Haushaltstarif be-
rechnet. Je mehr Personen einem Haushalt angehören, desto höher sind die Gebüh-
ren, unabhängig von der tatsächlich produzierten Müllmenge. Gebührenpflichtig sind 
Mieter, Eigentümer, Pächter etc.  
Der Gemeinderat hat im März 2006 mehrheitlich entschieden, die Grundstückseigen-
tümer aus der gesamtschuldnerischen Haftung  bezüglich der Müllgebühren ihrer 
Mieter zu entlassen. Niedergeschlagene Forderungen der Entsorgungsbetriebe sind 
aus dem städtischen Haushalt zu begleichen. 
Was bedeutet das? 
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Immer mehr Haushalte in Konstanz zahlen ihre Müllgebühren nicht. Im Jahr 2005 
konnten etwa 110 000 €, im Jahr 2006 schon 135 000 € fällige Gebühren nicht einge-
trieben werden, die Tendenz ist weiter steigend. Diese Gebührenausfälle dürfen nicht 
umgerechnet und auf die Müllgebühren aufgeschlagen werden. Das Defizit muss 
durch allgemeine Haushaltsmittel gedeckt werden.  
Bleibt es bei der derzeitigen Beschlusslage, so werden alle Jahre wieder mindestens 
100.000 €  an Steuergeldern dafür verwendet werden müssen, Gebührenausfälle 
auszugleichen, 100.000 €, die an anderer Stelle fehlen werden, die dann nicht für 
Investitionen an Schulen oder zur Unterstützung von Vereinen und Initiativen zur Ver-
fügung stehen. Bei den anstehenden Beratungen zum Nachtragshaushalt werden 
entsprechende Streichungen beschlossen werden müssen. 
Welche Möglichkeiten gibt es, um in Zukunft derartig hohe Gebührenausfälle zu ver-
meiden? 
Würden die Müllgebühren nach dem Grundstücktarif erhoben, so wären die Grund-
stückseigentümer und Vermieter die Gebührenschuldner. Im Rahmen der Nebenkos-
tenabrechnung könnten sie die Müllgebühren auf die Mieter umlegen und monatlich 
abrechnen. Der Aufwand für die Vermieter hielte sich aus meiner Sicht in Grenzen. 
Im Landkreis Konstanz gibt es zahlreiche Gemeinden, in denen Grundstückstarife in 
unterschiedlicher Ausprägung Praxis sind. 
Die Entsorgungsbetriebe der Stadt Konstanz  haben im letzten Jahr einen entspre-
chenden Entwurf vorgelegt, in dem Möglichkeiten zur Verringerung der Gebühren-
ausfallhöhen dargestellt wurden. Der Entwurf wurde abgelehnt. Die Interessenvertre-
ter der Haus- und Grundstückseigentümer konnten sich durchsetzen.  
Durch diese Ablehnung wurde die Möglichkeit einer grundsätzlicher Änderung des 
Müllgebührensystems in Konstanz blockiert. 
Beim geltenden Haushaltstarif lohnt sich Müllvermeidung und konsequentes Trennen 
der Wertstoffe für den einzelnen Bürger nicht. Die Müllgebühr hängt nur von der Zahl 
der Personen im Haushalt und nicht von der tatsächlichen Müllmenge ab. Beim 
Grundstücksbezogenen Gefäßtarif jedoch wird Müllvermeidung durch günstigere 
Gebühren attraktiv. 
Dieser Tarif bei den Müllgebühren ist aus meiner Sicht deshalb sowohl finanz- als 
auch umweltpolitisch betrachtet der nachhaltigere. 
 

Dr. Christiane Kreitmeier 
 
 
Arbeitsplatzabbau: quo vadis, Konstanz? 

Die ersten schockierenden Nachrichten über den Arbeitsplatzabbau bei Alta-
na/Nycomed sind nun schon ein paar Monate her. Man hat fast den Eindruck, es sei 
zum „business as usual“ übergegangen worden, so still ist es derzeit in der Byk-
Gulden(!)-Straße. Wer nicht selber Angestellte bei Nycomed kennt, hat vom Abbau 
der Arbeitsplätze nicht viel mitbekommen. Außer ein paar Gewerkschaftsversamm-
lungen und etlichen Bekundungen von Politikern passierte seitens der Politik und der 
Gewerkschaften damals auch nicht viel. Zu den Demonstrationen und Kundgebun-
gen gegen den Stellenabbau kamen im Grunde erschreckend wenig Leute. Derzeit 
dringen nur ab und an Nachrichten von Nycomed an die Öffentlichkeit. So gesche-
hen, als vor ein paar Wochen fast die gesamte alte Führungsriege ausgetauscht 
wurde. Gerade stand Herr Goll beispielsweise noch im Ratssaal und stand uns 
Kommunalpolitikern Rede und Antwort (immerhin), schon ist er nicht mehr da. 
Schnelllebige Welt der Industrie und -es mag sich merkwürdig anhören- schmälert 
aber nicht den Wahrheitsgehalt des Turbokapitalismus. Vor zwei Wochen ein weite-
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rer relativ prominenter Abgang bei Nycomed: Susanne Hof, Firmensprecherin vor 
Ort. Das hat alles nichts Gutes zu bedeuten. Die Gänge würden noch leerer als noch 
zu Beginn des Jahres, berichtete neulich ein Bekannter, der bei Nycomed arbeitet. 
Auf seinem Gang mit 26 Büros seien nur noch 8(!) besetzt. Allerorten wird zwar vom 
Aufschwung geredet, und natürlich hat Konstanz lange von Altana profitiert und 
konnte in den fetten Jahre tolle Investitionen tätigen. Aber jetzt stehen die Zeichen 
auf Sturm, und Konstanz muss schauen, wo andere Arbeitsplätze generiert werden 
können. Das ist nicht einfach. Die Zeiten der Ansiedlung großer Fabriken sind schon 
lange vorbei. Wenn sich eine Firma ansiedelt, dann sind es vielleicht 30 Arbeitsplät-
ze, die entstehen, mehr meist nicht, wobei natürlich jede einzelne der 30 Stellen 
wertvoll ist. Den Tourismus noch weiter auszubauen, ist nur eine kleine Schiene. Ins-
gesamt macht der Tourismus keinen großen Anteil aus am Gewerbesteueraufkom-
men und sonstigen Einnahmen der Stadt. Bei weniger werdender Arbeit, so denke 
ich nach wie vor, müsste die Arbeit besser aufgeteilt werden. Keine Leute, die 150% 
und sich schier zu Tode arbeiten, und die anderen müssen zu Hause bleiben. Ande-
re Länder z.B. Dänemark oder Holland haben intelligentere Modelle der Arbeitsvertei-
lung. Deutschland müsste da mehr über seinen Tellerrand schauen. Und ewig wird 
die Wirtschaft eh nicht weiter wachsen. Man darf gespannt sein, was kommt. 
 

Anne Mühlhäußer 
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Die unendliche Geschichte der Wäschetransporte…..  

Manche Themen begleiten uns schon sehr lange, so auch dieses: 
Seit nun mehr knapp 20 Jahren kritisiert die Freie Grüne Liste die täglichen Wäsche-
transporte der spitälischen Einrichtungen nach Freiburg. In zahlreichen Schreiben hat 
Frau Stadträtin Inge Egler auf die Belastungen für Mensch und Umwelt durch die Be-
lastung der Luft mit Kohlendioxid, Stickoxiden, Schwefeldioixd und Feinstaub hinge-
wiesen. Heute können wir uns täglich in den Medien über die Auswirkungen dieser 
Schadstoffe informieren. Ebenso wird täglich auf die Notwendigkeit von CO2 –

Minderungsmaßnahmen aufmerksam gemacht und die BürgerInnen werden zum 
Energiesparen aufgefordert.  
Dies fordert die Freie Grüne Liste seit langem auch von der Spitalstiftung und dem 
Klinikum Konstanz. Die hauseigene Wäscherei des Klinikums Konstanz wurde vor 
Jahren geschlossen. Rein wirtschaftliche Abwägungen führten zu dieser Entschei-
dung. Seitdem wird die Wäsche hunderte von Kilometern täglich gefahren und ent-
sprechende Schadstoffmengen werden produziert. 
Mit Hinweis auf die noch langfristig laufenden Verträge mit der beauftragten Freibur-
ger Wäscherei wurden alle Ideen der Freien Grünen Liste abgeblockt. Wir regen an, 
die Chance der auslaufenden Verträge mit der Firma Ruck zu nutzen, um neue Ideen 
und Konzepte zu entwickeln. 
Heute sollten neben den monetären, wirtschaftlichen Aspekten auch der Umwelt-
schutz sowie das soziale Engagement einer Kommune bei der Vergabe oder Nicht-
vergabe der Wäschereidienstleistungen eine Rolle spielen. (Auszug aus einem Brief 
an OB Frank im März 2007). 
Im Spitalausschuss am 19.9.07 wurde das Thema ansatzweise diskutiert. Das Rech-
nungsprüfungsamt (RPA) informierte darüber, welche Kriterien in Ausschreibungen 
aufgenommen werden können.  

· Die Ausschreibung muss europaweit vorgenommen werden, wenn der 
Schwellenwert von derzeit 211000 € überschritten wird. 

· Umweltrelevante und soziale Aspekte können mit aufgenommen werden, es 
ist  dabei verbindlich in den Vergabeunterlagen festzulegen, welche Gewich-
tung diese Kriterien haben sollen. 

· Die Kriterien müssen in einem direkten Zusammenhang mit der Leistung ste-
hen, der CO2 Ausstoß beim Transport kann so derzeit nicht als Vergabekrite-
rium herangezogenen werden. 

Im Ausschuss haben wir dem Rechnungsprüfungsamt den Auftrag erteilt, alle um-
weltrelevanten und sozialen Aspekte, die in einer Ausschreibung verwendet werden 
können zusammenzufassen. Darüber wird dann zu diskutieren sein. 
Aus FGL-Sicht sollte ein zertifiziertes Umweltmanagement (EMAS oder vergleichbar) 
gefordert werden,  ebenso wie die Bezahlung der Mitarbeiter nach Tarif. Die Bieter 
sollten dazu entsprechende Erklärungen abgeben. Ein Betrieb, der nicht nach Tarif 
bezahlt und sich deshalb bei der Vergabe diskriminiert fühlt, könnte gegen die Ver-
gabeentscheidung klagen. Doch wie wahrscheinlich ist das?  
Mehr Kreativität ist beim Thema „Transportwege“ gefordert. Regionale Anbieter dür-
fen nach  geltendem Recht eben nicht deshalb den Zuschlag bekommnen, weil sie 
näher dran sind. Es geht nur dann, wenn sie die geforderten Leistungen günstiger 
oder überhaupt erbringen können.  Das große Plus der regionalen Anbieter könnte 
die  kurze Lieferzeit und die Flexibilität sein. Wir werden uns weiter mit dem Thema 
beschäftigen und versuchen möglichst viele „unserer“ Punkte in einer möglichen 
Ausschreibung zu platzieren. 

Christiane Kreitmeier 
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FISCHMARKT - EINE NEUE CHANCE ��������
  
Gestern 
Da stand noch der Eiswagen mitten auf dem Platz, weil die Bewohner der Sal-
mannsweilergasse keinen Kühlschrank besaßen. 
Auch die Pakete wurden noch mit Pferdewagen vom Güterbahnhof (jetzige Hafenhal-
len) auf dem Platz abgeladen. 
Aus dem SÜDKURIER hörte man noch den Lärm von den riesigen Druckmaschinen. 
Ein paar Käfer (VW) und ein Rekord (Opel) parkten davor. 
Die Bewohner der Salmannsweilergasse 2 -direkt an dem Gässchen zur Zollernstra-
ße- beschwerten sich immer vergebens über den üblen Geruch der bratenden 
Schnecken aus der Offizierscasino-Küche der Franzosen (jetzt Rossini). 
Wenn die französische Militärkapelle mit ihren weißen Gamaschen aufmarschierte 
waren, war ich begeistert. Der Fischmarkt war in den 40er und 50er Jahren für Kinder 
und Jugendliche aus der Münzgasse und Salmannsweilergasse und Zollernstraße 
der Spielplatz für Fußball, Federball.....da war immer was los. 
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Das Fernmeldeamt (jetzt "Alnatura") wurde in den 80er Jahren gegen den Wider-
stand der Grünen Allweiss und Riedel im Gemeinderat und den Besetzern der linken 
Szene abgebrochen. Architekt Blomeier gestaltete das jetzige Gebäude und den 
Brunnen. 
 
Heute 
Ist der Fischmarkt heute nicht ein multifunktionaler Chaos-Platz? 
Pfosten, Steine, Bänke wirken auf den Besucher und die Radfahrer abweisend. Vor-
fahrt hat das Auto! Die Zufahrt zum PARKHAUS FISCHMARKT verstopft und „be-
glückt“ die Café- und Restaurantgänger: Ein echter CO 2- Genuss! 
Das Gässchen zur Zollernstaße wird in beide Richtungen befahren. Der Radfahrer, 
von der Konzilstraße kommend, muss sich der auf den Fischmarkt fahrenden Autos 
erwehren, d.h. Platz machen. Fußgänger zwängen sich überall durch. Wer zur SÜD-
KURIER- Redaktion will ( wer wohl?) läuft Gefahr überfahren zu werden...... 
 
 
Morgen 
Wollen wir dem Platz nicht eine neue Chance geben? 
Die Fahrrinnen der PKWs haben auf dem Fischmarkt und dem Verbindungsgäss-
chen zur Zollernstraße eine Breite von jeweils 5,60m. Optisch wirkt das Gässchen 
zwischen den Häusern allerdings wesentlich enger. Warum kann man die Zufahrt 
und Abfahrt zum und vom PARKHAUS FISCHMARKT nicht grundsätzlich über die 
Zollernstraße abwickeln? Verkehrstechnisch ist dies machbar, wie ja die jetzige Re-
gelung zeigt: Das Verbindungsgässchen wird ja heute auch in beide Richtungen be-
fahren. Wäre diese neue Verkehrsführung zum Parkhaus also nur ein "Kopf-
Problem"? 
Der Fischmarkt könnte aufatmen, der Platz könnte urban gestaltet werden, Fußgän-
ger und Radfahrer wären Königinnen und Könige. 
Begleitend muss eine Gesamtplanung gefordert werden, die Münzgasse, Salmanns-
weilergasse und Zollernstraße mit dem Fischmarkt als Fußgängerzone ausweist. 
Dazu gehört auch der Eingangsbereich Konzilstraße./Zollernstraße./Fischmarkt. 
Vielleicht keine Ideallösung, doch in der Abwägung könnte es viele Vorteile für eine 
städtebauliche "Entrümpelung" für den Fischmarkt bieten (siehe Plan). 
 
 
Am 13.September hat die FGL-Fraktion dieses Konzept im TUA vorgestellt und die 
Verwaltung hat zugesagt, es wohlwollend zu prüfen. 
  
  
  

Peter Müller-Neff 
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Annemarie  Cremer   
 
Annemarie Cremer wurde am 4. Oktober 1922 in Kiel 
geboren. Fast drei Jahrzehnte lebte sie in Konstanz, ohne 
allerdings jemals ihren spitzen norddeutschen Akzent 
aufzugeben. 
Für die Kommunalwahl im Oktober 1984 kandidierte sie für 
die Freie Grüne Liste. Aus dem Stand erhielt sie 7.114 
Stimmen und wurde in den Gemeinderat der Stadt 
Konstanz gewählt, wo sie sich unter anderem im Sozial-, im Spital und im Hauptaus-
schuss engagierte. 
Großen Respekt erwarb sie sich im Gemeinderat durch ihre mutigen Redebeiträge, 
in denen sie kompromisslos für die Verbesserung der sozialen Verhältnisse benach-
teiligter Menschen eintrat. Mit besonderem Einsatz widmete sie sich der Humanisie-
rung des Krankenhauses. Das war ihr großes Thema, bei dem sie sich mit dem da-
maligen Sozialbürgermeister Hansen heftige Wortgefechte lieferte. 
Nach nur einem Jahr Gemeinderatstätigkeit schied Annemarie Cremer 1985 aus dem 
Gemeinderat aus, um gemeinsam mit ihrem Sohn nach Berlin zu ziehen. Später zog 
sie wieder in ihre Schleswig-Holsteinische Heimat, wo sie am 8. Oktober diesen Jah-
res im Alter von 85 Jahren verstarb. 
Treffend hat der Südkurier in einem Nachruf die Gemeinderatsarbeit von Annemarie 
Cremer charakterisiert: „Gerne kritisierte sie die Verwaltung, weil diese nur einen 
pflegeleichten Gemeinderat wolle. Genau das, was Annemarie Cremer nie sein woll-
te. Stattdessen wollte sie unbequem sein und sich für Benachteiligte einsetzen.“  In 
der Tat: Annemarie Cremer war eine aufrechte Kämpfernatur, die immer Klartext 
sprach und ihren Überzeugungen gemäß lebte. 
 

Werner Allweiss. 
 
 
 
 
 

Termine 
 
30. Oktober 07, 19.30 Uhr Podiumsdiskussion zu den Auswirkungen des Klimawandels in der Region 

in der Reihe „Dem See tut´s weh“ des FGL- Vorstands, Astoria- Saal, Kulturzentrum 
am Münster, Konstanz 

07. November 07, 20.00 Uhr trifft sich der „Grüne Tisch“ zur politischen Diskussion und zum 
Plaudern, Restaurant Seekuh, Konzilstr. 1, Konstanz 
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